Siedlung Wehofen in Duisburg

Die Bürgerinitiative in Duisburg-Wehofen mahnt die Wiederherstellung der Häuser an, die die Wohnungsgesellschaft Rhein-Lippe verfallen ließ. 

Die Siedlung ist als ein Denkmalbereich am 29. 9. 1995 unter Schutz gestellt und in der Denkmälerliste eingetragen. 

Sie ist ein geschlossenes Ganzes. Sämtliche Häuser gehören dazu. 

Instandhaltung. Dafür gilt das Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-Westfalen vom 11. Mai 1980: § 7 Erhaltung von Denkmälern. (1) Die Eigentümer . . . haben ihre Denkmäler instand zu halten, instand zu setzen, sachgemäß zu behandeln und vor Gefährdung zu schützen, . . .“s

Die Rhein-Lippe ist dem Gesetz rechtswidrig  14 (!) Jahre nicht nachgekommen. 

Vollzug. „Soweit die Eigentümer . . . den Verpflichtungen nach Absatz 1 nicht nachkommen“heißt es in § 7, Absatz 2,  muß die Stadt die zur Erfüllung des Gesetzes „notwendigen  Anordnungen“ treffen. 

Die Stadt Duisburg hat es rechtswidrig dieselbe Zeit  unterlassen, den Vollzug des Gesetzes durchzusetzen. 

Die Stadt ist die Instanz, die das im Gesetz festgelegte Allgemeinwohl verkörpert und durchzusetzen  hat. 

Zumutbarkeit.  Die Zumutbarkeit  der Instandhaltung bzw. Instandsetzung ist aus zwei Gründen eindeutig gegeben. 

§ 7 (1) ergänzt: „Die Eigentümer . . . können sich nicht auf auf Belastungen durch erhöhte Erhaltungskosten berufen, die dadurch verursacht worden sind, dass Erhaltungsmaßnahmen diesem Gesetz oder sonstigem öffentlichen Recht zuwider unterblieben sind.“ 

Die Rhein-Lippe hat den gegenwärtigen misslichen Zustand selbst herbei geführt und muß ihn daher nach Denkmalrecht auch wieder beheben. 

Dies ist ihr auch zumutbar,  weil sie als Eigentümer umfangreicher Liegenschaften hinreichend Vermögen  und Erträge daraus hat, um ihrer Verantwortung  nachzukommen. 

Fazit: Die Rechtslage ist eindeutig. 

Die Stadt hat genügend Instrumentarium, um ihre Einhaltung zu erreichen. 

Es sei auch noch auf den sechsten Teil des Baugesetzbuches § 172 ff. hingewiesen. 

Versagen der Abriß-Genehmigung. Ferner sei hingewiesen darauf, dass die Stadt aufgrund der vorliegenden Gesetzes-Lage die Abrissgenehmigung, die offensichtlich durch das Verfallen-Lassen angestrebt wird, versagen muß. 

Der Fall ist auch eine Frage der Sitten. Im Jahr 2004 wurde der „Wehofen-Vertrag“geschlossen. Bürgerinitiative und Rhein-Lippe handelten eine Problemlösung für die Siedlung aus, die von den Beteiligten und weiteren  als vorbildlich konstruktiv angesehen wurde und viel Beifall fand. 

Der Vertrag galt als Musterfall für die faire Lösung eines Konflikt-Falls, der zuvor in der Region in der Regel mit jahrelangen Spannungen und Verwerfungen abgelaufen war. 

Die Rhein-Lippe hielt sich nicht an den Vertrag, sondern führte sich, wie die Tatsachen zeigen, nach Gutsherrenart auf. Sie erweist damit ihrem Image keinen Gefallen. Wenn sie sagen sollte, dass sie auf Druck der Muttergesellschaft RAG/Evonik  handelt, ist dies umso schlimmer. Der Widerspruch: Diese hält sich für den Hauptsponsor der Kulturhauptstadt 2 010 – und zeigt am Fall Wehofen ein ganz anderes Gesicht. 

Gute Sitte erfordert auch, dass der Oberbürgermeister und der Planungsdezernent, die sich in der Presse mit der Siedlung schmückten, sich über diese Public Relations hinaus in der Substanz engagieren. Konkret: dass sie den Rechtsvollzug, zu dem sie von Amts wegen verpflichtet sind, ohne Wenn und aber durchsetzen. 

Städtebauliche Aspekte. 

Die Siedlung Wehofen ist ein ausgezeichneter Siedlungs-Bereich und damit eine Schokoladen-Seite der Stadt Duisburg. 

1912 errichtet war sie eine Reform-Siedlung: als Gartenstadt. 

Das Ruhrgebiet kann sich im Strukturwandel nicht nach vorn entwickeln, wenn  die öffentliche Hand es zulässt, dass Schokoladen-Seiten verfallen. 

Dies gilt verstärkt, wenn  es sich um Bereiche handelt, die sich selbst bereits als Struktur-Wandel d. h. Reform verstanden. 

Es ist ein Widerspruch, wenn die Stadt auf der einen Seite ständig den Strukturwandel  geradezu predigt und auf der anderen Seite den Verfall laufen lässt bzw. durch Nichthandeln, wo sie handeln muß und sogar leicht handeln kann, begünstigt. 

Der Fall ist besonders eklatant, weil er im Norden von Duisburg geschieht. Der Norden wurde stets vernachlässigt. Es spielt keine Rolle, ob man dies in Duisburg gern hört, es ist Tatsache. 

Der zweite Widerspruch: Es wird stellenweise im Norden von der Öffentlichen Hand, vor allem durch Finanzierung der Landesregierung, einiges getan. So ist es besonders widersinnig, wenn  die Stadt dort, wo es vorzüglichen Bestand gibt, dem Verfall dieser Bestands über ein Jahrzehnt lang zusieht, ohne der gesetzlichen Verpflichtung zum Eingreifen nachzukommen. 

Die Stadt hat gerade im Norden eine besondere Verantwortung. 

Fazit: Die Siedlung Wehofen gehört zum Stadt-Image. Auch danach wird Duisburg gerade im Jahr der Kulturhauptstadt beurteilt. Sie sollte sich nicht von einem Grundbesitzer weiterhin eine lange Nase zeigen lassen. Und sie darf nicht den Verdacht des Kungels durch Vollzugsdefizit bestärken. Die Siedlung steht auch im Fokus. Aus den Auseinandersetzungen der 1970er Jahre, insbesondere Rheinpreußen, müsste man gelernt haben. Daß es auch anders geht, dafür sollte der Wehofen-Vertrag stehen – aber umso bedauerlicher sind Gutsherrenart und Vollzugsdefizit. Jetzt ist unmittelbares und eindeutiges Handeln erforderlich. 

Man darf nicht zulassen, dass Recht, Vertrag, Identität, Schönheit demontiert werden. 

Prof. Dr. Roland Günter. 1. Vorsitzender des Deutschen Werkbund NW. 2. Vorsitzender des Gesamt-Werkbund Deutschland. 27. April 2009. 

PS  Die Wohnungs-Gesellschaft mußte die Häuser wieder instand setzen. 

